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(Nr. 12508.) Geſetz über das Inkrafttreten des Geſetzes, betreffend Einführung einer Altersgrenze, vom 
15. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 621) in der Provinz Oberſchleſien. Vom 26. Mai 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Einziger Paragraph. 5 
Das Geſetz, betreffend Einführung einer Altersgrenze, vom 15. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 
S. 621) tritt in der Provinz Oberſchleſien am 1. Oktober 1923 in Kraft und findet zu dieſem 
Zeitpunkt auch auf diejenigen unmittelbaren Staatsbeamten und Volksſchullehrer in der Provinz 
Oberſchleſien Anwendung, die die Altersgrenze bereits überſchritten haben. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 26. Mai 1923. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 


(Nr. 12509.) Verordnung über Preisſchilder. Vom 8. Februar 1923. 


Auf Grund des § 13 der Verordnung über den Handel mit Lebens- und Futtermitteln vom 24. No⸗ 
vember 1921 (Reichsgeſetzbl. S. 1370) Ziffer III und der dazu ergangenen Preußiſchen Ausführungs⸗ 
beffimmungen vom 8. Dezember 1921 (Miniſterialbl. der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung 1921 S. 255) 
und des § 15 in Verbindung mit § 12 der Verordnung über die Errichtung von Preisprüfungsſtellen und 
die Verſorgungsregelung vom 25. September 1915, 4. November 1915, 6. Juli 1916 (Reichsgeſetzbl. 1915 
S. 607, 728, 1916 S. 673) und der dazu ergangenen Ausführungsanweſſungen vom 6. Oktober 1915, 
10. November 1915 und 19. Juli 1916 (Miniſterialbl. für Handels⸗ und Gewerbeverwaltung 1915 S. 258, 
364, 1916 S. 233) wird folgendes beſtimmt: 
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Wer im Kleinhandel feilgehaltene Waren der im 8 2 dieſer Verordnung bezeichneten Art in Läden, 
Schaufenſtern, Schaukäſten, auf dem Wochenmarkte, in der Markthalle oder im Straßenhandel dem Publikum 
ſichtbar ausſtellt oder anpreift, iſt verpflichtet, die Waren mit Preisſchildern zu verſehen, aus denen der 
Rear, Verkaufspreis der einzelnen Ware erſichtlich iſt. Der Preis iſt tunlichſt für ein ganzes Pfund, Liter, 

keter, Stück oder eine ſonſtige handelsübliche Einheit der Ware in deutlich lesbaren Zahlen, in deutſcher 
Währung, an gut ſichtbarer Stelle anzugeben. 

Soweit mehrere zuſammengehörende Gegenſtände üblicherweiſe zu einem Geſamtpreis verkauft werden, 
iſt das Preisſchild, das in dieſem Falle eine Aufzählung der zuſammengehörenden Stücke ſowie den Gejamt- 
preis zu enthalten hat, in der Weiſe anzubringen, daß es mit einem der Stücke verbunden wird. 


Waren im Sinne des § 1 find: n 
Schwarz, Grau- und Weißbrot⸗Brötchen, Zwieback; 
Fleiſch, Fleiſch- und Wurſtwaren aller Art mit Ausnahme der Luxuswaren; 
Fiſche, Fiſch⸗ und Räucherwaren einfacher Art; 
Kartoffeln und Karkoffelerzeugniſſe / 
friſches und getrocknetes Gemüſe , 
Milch und Milchpräparate a 
a Margarine und fonftige Speiſefette und Ole; 
Käſe 
Eier, Eipräparate ſowie Eierſatzmittel / 
Mehl, Grieß, Graupen, Hülſenfrüchte, Teigwaren; 
Kaffee, Kaffeemiſchungen und Kaffeeerſatz, 
Tee, Teemiſchungen und Teeerſatz) 
Kakao, Block“, Tafelſchokolade und Schokoladenpulver 
Zucker und einfache Zuckerwaren , 
Salz; 
Gewürze 
friſches und getrocknetes Obſt / 
Honig, Kunſthonig, Obſtmus, Marmeladen; 
Futtermittel aller Art; 
Holz, Kohlen, Koks, Briketts, Torf, Karbid, Benzin, Benzol; 
Petroleum, Brennſpiritus, Kerzen einfacher Art, Streichhölzer; 
Berufskleidung einfacher Art; 5 d 
für den notwendigen Gebrauch beſtimmte einfache Männer-, Frauen⸗ und Kinderbekleidungsſtücke, 
alder Leib, Unter, Bett- und Hauswäſche nebſt den Stoffen, aus denen fie hergeſtellt 
werden; 
Zwirn einfacher Art, Strickwolle, Nähgarn ; 
einfache Männer, Frauen- und Kinderhüte oder Mützen; 
für den notwendigen Gebrauch beſtimmte Schuhwaren und ihre Zutaten; 
einfache Lederwaren und Ledererſatzwaren; 
een und Küchengeräte einfacher Art, ſoweit ſie zur Führung eines Haushalts not- 
wendig find; 
Reinigungsmittel, Haushaltsſeifen, Bürſtenwaren einfacher Art; 
Schreib⸗ und Papierwaren einfacher Art, Schulartikel, Verbandsſtoffe , 
Tabak und Tabakwaren, Pfeifen einfacher Art , 
Handwerkszeug. 
f 9 3. 
Die Verpflichtung zur Anbringung eines Preisſchildes an einer Ware wird dadurch aufgehoben, daß 
die Ware zweifelsfrei bezeichnet in einem Preisverzeichnis aufgenommen iſt. b 
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Die Preisankündigung auf den Preisſchildern gilt als Preisforderung im Sinne der Verordnung 
gegen Preistreiberei vom 8. Mai 1918 (Reichsgeſetzbl. S. 395). i 
Die auf den Preisſchildern angegebenen Preiſe dürfen nicht überſchritten werden. 


8. 55 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Verordnung werden, ſofern nicht andere Vorſchriften 
ſchwerere Strafen androhen, gemäß § 13 Abf. 2 der Verordnung über den Handel mit Lebens⸗ und Futter⸗ 
mitteln vom 24. November 1921 (Reichsgeſetzbl. S. 1370) und § 17 der Verordnung über die Errichtung 
von Preisprüfungsſtellen und die Verſorgungsregelung vom 25. September 1915, 4. November 1915, 
6. Juli 1916 (Reichsgeſetzbl. 1915 S. 607, 728, 1916 S. 673) in Verbindung mit dem Geſetze zur Erweite⸗ 
rung des Anwendungsgebiets der Geldſtrafen und zur Einſchränkung der kurzen Freiheitsſtrafen vom 
21. Dezember 1921 (Reichsgeſetzbl. S. 1614) beſtraft. 


: § 6. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 20. Februar 1923 in Kraft. g 
Gleichzeitig werden die von den Oberpräſidenten (Regierungspräſidenten) und die von einzelnen Gemeinden 
oder Kreiſen auf Grund der SS 12, 15 der Verordnung über die Errichtung von Preisprüfungsſtellen und 
die Verſorgungsregelung und auf Grund der Verordnung über den Handel mit Lebens- und Futtermitteln 
erlaſſenen Vorſchriften über Preisverzeichniſſe und Preisſchilder aufgehoben. f 


Berlin, den 8. Februar 1923. 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, 


Domänen und Forſten. Der Miniſter für Der Miniſter des 
Preußiſcher Staatskommiſſar Handel und Gewerbe. Innern. 
für Volksernährung. Im Auftrage: 5 In Vertretung: 
Wendorff. Römhild. Freund. 


(Nr. 12510.) Ausführungsanweiſung zu Artikel V des Notgejehes vom 24. Februar 1923, betreffend die 
Beſchlagnahme von Räumen, die zu geſetzwidrigen Zwecken verwendet werden. Vom 
18. Mai 1923. 


Auf Grund des Artikel V Abſ. 3 in Verbindung mit Artikel I § 3 Abſ. 1 bis 3 des Notgeſetzes vom 
24. Februar 1923 (Reichsgeſetzbl. S. 147) ordnen wir hiermit, was folgt, an: : 


1. Außer den im Artikel V Abſ. 3 Satz 1 ausdrücklich genannten Räumen find insbeſondere zu be 
ſchlagnahmen Räume, in denen entgegen beſtehenden Vorſchriften oder ohne die erforderliche Ge 
nehmigung Getränke ausgeſchänkt, Speiſen verabfolgt, Glücksſpiele geduldet, Tanzvorführungen 
veranſtaltet werden oder das Tanzen geſtattet wird uſw. 

2. Die Beſchlagnahme kann auch auf Räume erſtreckt werden, die nur mittelbar zu geſetzwidrigen 
Zwecken oder für eine Gaft- und Schankwirtſchaft oder für den Kleinhandel mit Branntwein 
oder Spiritus verwendet worden find oder die mit Räumen der im Artikel V Abſ. 3 Satz 1. 
genannten Art im Zuſammenhang ſtehen oder als ihre Nebenräume anzuſehen ſind. 


2 Hat die Polizeibehörde die Schließung von Räumen der genannten Art angeordnet und die 
Räume dem zuſtändigen Wohnungsamte zur Verfügung geſtellt, ſo hat das Amt ſie je nach 
Eignung für einen Wohnungsſuchenden oder Gewerbetreibenden unverzüglich in Anſpruch zu 
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6 nehmen. Suchen in der Gemeinde deutſche Reichsangehörige, die aus den rheiniſchen beſetzten 
Gebieten oder dem Einbruchsgebiet ausgewieſen oder durch unmittelbaren Zwang entfernt worden 
ſind, ein Unterkommen, ſo ſind die Räume ihnen zuzuweiſen, ſofern ihnen nicht andere Woh⸗ 
nungen zur Verfügung geſtellt werden können. 


4. Die Räumung iſt möglichſt binnen 48 Stunden durchzuführen. 


5. Die Gemeinde und Polizeibehörden find nicht verpflichtet, den Inhabern der beſchlagnahmten 
Räume Erſatzraum zu verſchaffen; fie dürfen dieſe Perſonen nicht erneut in den beſchlagnahmten 
Räumen unterbringen. 


6. Von dem durchgeführten Verfahren iſt in geeigneter Weiſe der Offentlichkeit Kenntnis zu geben. 
Berlin, den 18. Mai 1923. 


Zugleich im Namen des Preußiſchen Miniſters des Innern. 
Der Preußische Minifter für Volkswohlfahrt. 


Hirtſiefer. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Januar 1923, betreffend die Genehmigung 
der Erhöhung des Grundkapitals der Neuſtadt⸗Gogoliner Eiſenbahngeſellſchaft, durch das Amtsblatt 
der Regierung in Oppeln Nr. 17 S. 193, ausgegeben am 12. Mai 1923; 

2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. Februar 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die evangeliſch⸗lutheriſche Gemeinde Barmen⸗Wupperfeld für die Vergrößerung 
ihres Friedhofs, durch das Amtsblatt 
der Regierung in Düſſeldorf Nr. 11 S. 113, ausgegeben am 17. März 1923. 


U Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen find an die Poftanftalten zu richten. 


